
 
A n t r a g : 

 
1. Der Flächennutzungsplan 1990 der Stadt 

Neumünster ist für das in den Stadtteilen 
Einfeld und Gartenstadt gelegene Gebiet 
östlich der BAB A 7 zwischen der L 328, 
der K 1 und dem Baggersee wie folgt zu 
ändern: 

 Anstelle von Fläche für Wald und Flächen 
für die Landwirtschaft sind gewerbliche Bau-
flächen und Sonderbauflächen darzustellen. 

 
2. Das Aufstellungsverfahren für den Flächen-

nutzungsplan 1990 der Stadt Neumünster ist 
für das Gebiet westlich der BAB 7 zwischen 
der BAB-Anschlussstelle Nord, der K 1 und 
der Stadtgrenze abzuschließen: 

 Anstelle der vom Innenminister im Geneh-
migungsverfahren versagten Darstellung 
einer Sonderbaufläche mit der Zweckbe-
stimmung “Fernfahrer-Rastanlage” auf der 
anderen Seite der Autobahn ist eine Fläche 
für die Landwirtschaft darzustellen. 

 
3. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist eine Umwelt-

prüfung durchzuführen, in der die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkun-
gen ermittelt, beschrieben und bewertet 
werden. Die Umweltprüfung soll sich vor 
allem auf die voraussichtlichen Auswir-
kungen der Planung auf die Belange von 
Natur und Umwelt, Oberflächenentwässe-
rung, Immissionsschutz und Naherholung 
beziehen. 

 
4. Es ist eine Bürgerbeteiligung nach den 

Richtlinien der Stadt Neumünster durchzu-
führen; die in ihren Aufgabenbereichen be-
rührten Behörden und Träger öffentlicher 
Belange sind über die Planung zu informie-
ren und zur Äußerung auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung aufzufordern. 

 
5. Bedingt durch die Größe des Änderungsge-

bietes und der vorgesehenen Änderungen 
im Rahmen der Flächennutzungsplanung 
ist der Landschaftsplan der Stadt Neumüns-



ter zu ändern; dabei ist der Landschaftsplan 
an die bisher durchgeführten Flächennut-
zungsplanänderungen anzupassen. 

 
6. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich be-

kannt zu machen. 
 
7. Die zukünftigen Bauflächen sind aus dem 

Landschaftsschutzgebiet “Stadtrand Neu-
münster” zu entlassen. 

 
8. Die Aufstellung eines Satzung zur Begrün-

dung eines Vorkaufsrechts an Grundstücken 
nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist zu prüfen. 

 
 


